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Frage der/des Abgeordneten Jan Saffe, Dorothea Fensak, Björn Fecker und Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen  

„Der Finanzmarkt als wichtige Stellschraube für mehr Nachhaltigkeit!“ 

Für den Senat beantworte ich die Fragen wie folgt:  

Zu Frage 1:  

Der Senat begrüßt die neuen Offenlegungs- und Transparenzverpflichtungen, da 
diese im Zusammenspiel mit weiteren Finanzmarktvorschriften die Voraussetzungen 
für Verbraucher*innen schaffen, sofern Interesse besteht, Geld in nachhaltige 
Anlageprodukte anzulegen.  

Nachhaltige Geldanlage ist zentral für die Entwicklung eines zukunftsorientierten Wirt- 
schaftssystems. Die Notwendigkeit zur Ausrichtung des Wirtschaftssystems entlang 
ökologischer, sozialer und ökonomisch nachhaltiger Maßstäbe dürfte unbestritten 
sein.  
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Nachhaltige Geldanlage hilft, diesen Prozess zu beschleunigen, indem Nachhaltig- 
keitswirkungen transparent gemacht werden, nachhaltiges Investieren ermöglicht wird 
und Finanzflüsse in Richtung nachhaltige Entwicklung gelenkt werden. 
Die Veröffentlichungspflichten von Nachhaltigkeitskriterien sind zum einen die Voraus- 
setzung zur Förderung nachhaltiger Geldanlage. Sie stellen gleichzeitig einen Anreiz 
und eine Sensibilisierung von Anleger*innen hinsichtlich der Auswirkungen ihrer Geld- 
anlage dar.  

Zu Frage 2:  

Verbraucher*innen fragen vermehrt nachhaltige Geldanlagen nach. In diesem Zusam- 
menhang ist die Integration von Nachhaltigkeitsaspekten in die Anlageberatung für 
Verbraucher*innen als positiv zu bewerten. Auch die Verbraucherzentrale Bremen be- 
grüßt die neuen Offenlegungspflichten, denn derzeit gibt es keine verbindlichen Vor- 
gaben dazu, welche Finanzprodukte als nachhaltig eingestuft werden dürfen oder wel- 
che Kriterien bei der Bewertung von Anlageprodukten Berücksichtigung finden müs- 
sen. Finanzprodukte heute ähneln einer „Blackbox“ und Verbraucher*innen fehlt es an 
verlässlichen Informationen zu ihrer Nachhaltigkeit. Die neuen Regelungen schaffen 
verbindliche Transparenz über die Offenlegungspflichten von Nachhaltigkeitsinforma- 
tionen von Finanzprodukten.  

Als Nachteil für Verbraucher*innen kann sich jedoch auch eine gewisse Überforderung 
durch die zusätzlichen Informationen zur Nachhaltigkeit ergeben. Bei der Geldanlage 
sowie den unterschiedlichen zur Verfügung stehenden Finanzprodukten handelt es 
sich für viele Verbraucher*innen bereits um komplexe und schwer verständliche Sach- 
verhalte. Hinzu kommt, dass Entscheidungen zur Geldanlage häufig vor dem Hinter- 
grund eines längeren Zeithorizonts getroffen werden. Die Bereitstellung zusätzlicher 



Nachhaltigkeitsinformation erhöht die Komplexität. Zudem kann es zu Schwierigkeiten 
bei der Interpretation dieser Information kommen.  

Nach Auffassung des Senats kann hier die Verbraucherzentrale Bremen eine wichtige 
Unterstützungsleistung für Verbraucher*innen im Rahmen ihrer Beratungstätigkeit lie- 
fern. Die Verbraucherzentrale Bremen hat bereits einen Schwerpunkt zum Thema 
Nachhaltige Geldanlage etabliert und berät schon jetzt Verbraucher*innen, die sich für 
das Thema ethisches Investieren interessieren. Für die weitere Beratungstätigkeit zum 
Thema nachhaltige Geldanlagen erwartet die Verbraucherzentrale Bremen weiterhin 
erheblichen Beratungs- und Informationsbedarf für interessierte Verbraucherinnen und 
Verbraucher – auch durch die erweiterten Offenlegungspflichten. Ein Teil der Erhö- 
hung der institutionellen Förderung, den die Freie Hansestadt Bremen der Verbrau- 
cherzentrale Bremen ab dem Haushaltsjahr 2020 gewährt, wird für den Themenbe- 
reich nachhaltige Geldanlage aufgewendet.  

Zu Frage 3:  

Nach Auffassung des Senats ist die Verabschiedung von Offenlegungs- und Transpa- 
renzpflichten allein nicht ausreichend. Es bedarf zudem einheitlicher Bewertungskrite- 
rien und -maßstäben, um die Nachhaltigkeitswirkung von Finanzprodukten verlässlich 
darstellen zu können. Ein erster Schritt ist hier die Taxonomieverordnung der EU, mit 
der ein einheitliches gemeinsames Klassifizierungssystem für nachhaltige Anlagepro- 
dukte eingeführt wurde.  

Daneben gilt es, die rechtlichen Vorgaben für die Anlageberatung weiterzuentwickeln, 
damit die notwendigen Informationen auch bei den Kund*innen ankommen. Das heißt, 
Banken und Versicherer sollten zukünftig über die Nachhaltigkeitswirkung von Finanz- 
anlageprodukten informieren, die Nachhaltigkeitspräferenzen von Kund*innen abfra- 
gen und entsprechend dieser Präferenzen Anlageempfehlungen aussprechen.  

Es wird auch erforderlich sein, das Thema in den Bereich der Aufsicht zu überführen. 
Es ist notwendig, dass die oben erwähnte Berücksichtigung von Nachhaltigkeitsaspek- 
ten in der privaten Anlageberatung verpflichtend in die Beratungsprotokolle von Ban- 
ken und Versicherungen aufgenommen werden und damit überprüfbar gemacht wer- 
den.  

 


